
Die Anordnung der Unteren Naturschutzbehör-
de vom 30. Januar 1952 zur sofortigen Sicher-
stellung des zukünftigen Landschaftsschutzge-
bietes  Schobüller  Berg  besaß  natürlich  eine
Rechtsgrundlage.  Diese  begründete  sich  in
mehreren Vorschriften  des Reichsnaturschutz-
gesetzes  von  1935  (in  der  Fassung  von
1938) 15, das nach wie vor auf staatlicher Ebe-
ne den Umgang mit der Natur regelte. 16

Der Sicherstellungserlass untersagte mit so-
fortiger  Wirkung,  im  Wirkungsgebiet  »Ände-
rungen  vorzunehmen,  die  geeignet  sind,  das
Landschaftsbild  oder  die  Natur  zu  beein-
trächtigen«  sowie »vorhandene  Hecken,  Bäu-
me,  Gehölze,  Dünenbestände  und  Ginsterbe-
stand zu beseitigen oder zu beschädigen.« Ver-
boten wurde außerdem, »die letzten Reste von
Ödland  (Heide)  und  die  Grabhügel  anzutas-

15 § 5  RNG  –  »Sonstige  Landschaftsteile«  –  lautet:  »Dem
Schutze  können  ferner  unterstellt  werden  sonstige  Land-
schaftsteile in der freien Natur, die […] zur Zierde und zur
Belebung des Landschaftsbildes beitragen oder im Interesse
der Tierwelt […] Erhaltung verdienen. Der Schutz kann sich
auch darauf erstrecken, das Landschaftsbild vor verunstal-
tenden Eingriffen zu bewahren.« § 17 – »Untersuchung und
einstweilige Sicherstellung« – lautet: »[...] (3) Zur einstwei-
ligen Sicherstellung eines Naturdenkmals oder eines Natur-
schutzgebiets sind die Naturschutzbehörden berechtigt, den
Beginn oder die Weiterführung von Veränderungen oder Be-
seitigungen zu untersagen und nötigenfalls zu verhindern.«
§ 19 –  »Schutz  von  Landschaftsteilen«  –  lautet:  »(1)  Die
oberste und mit ihrer Ermächtigung die höhere oder untere
Naturschutzbehörde  kann […] Anordnungen im Sinne des
§ 5 treffen. (2) Die Anordnungen können sich auf die Land-
schaft selbst beziehen, soweit es sich darum handelt, verun-
staltende, die Natur schädigende oder den Naturgenuß be-
einträchtigende Änderungen von ihr fernzuhalten.«  § 23 –
»Verfahren in Naturschutzangelegenheiten« – lautet:  »Das
Verfahren und der  Beschwerdeweg in den Angelegenheiten
des Naturschutzgesetzes, die durch dieses Gesetz oder die
dazu  erlassenen  Ausführungsbestimmungen  den  Natur-
schutzbehörden  übertragen  sind,  werden  im Verordnungs-
wege geregelt.«

16 Es galt nach 1949 in der BRD und der DDR fort.

ten.« Davon unberührt solle die wirtschaftliche
Nutzung  bleiben,  sofern  sie  dem  Zweck  der
einstweiligen  Sicherstellung  nicht  widerspre-
chen würde. Weiter hieß es:  »Jeder Betroffene
kann […] gegen die Anordnung Beschwerde er-
heben.« 

Die Einsprüche ließen nicht lange auf sich
warten. 24 Schobüller Landbesitzer legten am
22. Februar 1952 in einem kurzen gemeinsa-
men Schreiben gegen die Verfügung  »vorsorg-
lich Beschwerde« ein. Hecken müssten in vielen
Fällen beschnitten werden, was als Beschädi-
gung angesehen werden könnte. Bäume müss-
ten beseitigt oder gekappt werden. »Unklar ist
auch«,  fuhren die Beschwerdeführer  fort,  »ob
nicht schon der Neubau von Häusern eine Än-
derung des Landschaftsbildes darstellt und so-
mit durch die Verordnung verboten wird […].«

Wesentlich  ausführlicher  hatte  bereits  am
11. Februar ein Zeitgenosse zu dem geplanten
Landschaftsschutzgebiet  Stellung  genommen,
der seit 1943 fest in seinem Schobüller Som-
merdomizil 17 wohnte.  Viereinhalb  eng  be-
schriebene Schreibmaschinenseiten lang ist die
Beschwerde des Hamburger Senatsyndikus a.D.
Dr.  Arnold  Kiesselbach  an  die  Untere  Natur-
schutzbehörde in Husum:  »Der Unterzeichnete
ist  Eigentümer  eines  etwa  6200  qm großen
Zier-  und Gemüsegartens in Schobüll, in wel-
chem  sich  schätzungsweise  einige  hundert
Laubbäume nebst einigen Nadelbäumen befin-
den, und Miteigentümer einer durch die Chaus-
see von seinem Garten getrennten,  den Scho-
büller Berg sich heraufziehenden, an der Nord-

17 Dr. Kiesselbach spricht von einer  »schweren Beschädigung«
seines Hamburger Winterhauses, das damit  unbewohnbar
geworden sei – Folge der alliierten Bombenangriffe 1943 auf
die Hansestadt (siehe auch S. 284 der Schobüller Chronik).
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seite mit einer schmalen Reihe von schätzungs-
weise etwa hundert Fichten bepflanzten, noch
auf  den  Namen einer  Erbengemeinschaft,  zu
der der Unterzeichnete gehört,  im Grundbuch
eingetragenen  Koppel.  […]  Ein  Verbot  jedes
Schlagens von Bäumen in seinem Privatgarten
und ebenso auf der vorerwähnten Koppel […]
ist  für  den  Unterzeichneten  völlig  untragbar
[...].« Nicht zuletzt die zurückliegenden Kriegs-
ereignisse ließen Dr. Kiesselbach fordern, auch
in  zukünftigen  Notzeiten  »den  benötigten
Brennstoff mir wieder bestmöglich aus dem ei-
genen Garten beschaffen zu können.«

Der 79-jährige Beschwerdeführer beschäftig-
te sich auch mit dem Umstand, »daß nach mei-
nem Tode sich die Notwendigkeit einer Parzel-
lierung  des  Grundstückes  ergeben  wird.  […]
Das landschaftliche Bild  erfährt  dadurch Ver-
änderungen,  braucht dadurch aber  nicht  we-
sentlich verschlechtert zu werden.«

Ausführlich kritisiert Dr. Arnold Kiesselbach
das Verbot,  Veränderungen vorzunehmen,  die
das Landschaftsbild beeinträchtigen. Diese Vor-
schrift sei sehr unbestimmt und in ihrer Trag-
weite kaum absehbar. Jeder Bau eines Hauses,
so der Senatssyndikus a.D., stelle eine Beein-
trächtigung  der  Natur  dar:  »Aus  der  Anord-
nung  […] ist  nicht  klar  erkennbar,  ob  jeder
Neubau für die Zukunft verboten sein soll. […]
Bei  der jetzigen Wohnungsnot würde ein  sol-
ches Verbot den dringendsten Bedürfnissen un-
seres Volkes im höchsten Grade widersprechen,
und auch ich gegen ein solches Verbot mit al-
lem Nachdruck Einspruch erheben.«

Dr. Kiesselbach fährt fort, dass »es auch den
unbemittelten  Kreisen,  insbesondere  den
Flüchtlingen, ermöglicht bleiben muß, sich mit
Gebäuden bescheidenster, schmucklosester, bil-
ligster Art Wohnungen zu beschaffen […].« Ein
Landschaftsschutzgebiet  könne sich als Hem-
mung für neue Bauten erweisen. Die Interessen
der Vertriebenen müssten über die eigenen äs-
tethischen Interessen gestellt werden.

Nicht zuletzt rügt der ehemalige Senatssyn-

dikus, dass die Verordnung  »sich im Wortlaut
eng  an  den  Wortlaut  des  nationalsozialis-
tischen  Gesetzes  vom 26.VI.1935  anschließt,
auf welches sich ja auch die Anordnung stützt.
Das Gesetz behielt [...] dem Reichsforstmeister,
der damals [Hermann] Göring war,  die letzte
Entscheidung in allen Fragen des Naturschut-
zes vor. Die Redaktion der Gesetze […] der na-
tionalsozialistischen Zeit war […] meist wenig
vorbildlich […].«

Dr.  Arnold  Kiesselbach schloss seinen lan-
gen  Beschwerdebrief  mit  dem  Hinweis,  die
starken Schädigungen und Beeinträchtigungen
der  »Schönheit  Schobülls« seien  entstanden,
weil man die »gesamten älteren Waldbestände«
in den Notzeiten der letzten Kriegs- und der er-
sten Nachkriegsjahre (des 2. Weltkriegs) weg-
geschlagen habe:  »Durch Verordnungen lassen
sich die so vernichteten ästethischen Werte lei-
der nicht wieder herbeizaubern.«

Der einheimische Widerstand mit  der Stel-
lungnahme von Dr. Kiesselbach an der Spitze
blieb nicht ohne Wirkung. Die Husumer Kreis-
verwaltung reagierte am 20. November 1952.
Sie schrieb an das schleswig-holsteinische Mi-
nisterium für  Ernährung,  Landwirtschaft  und
Forsten (MELF), das sich als »oberste und hö-
here  Naturschutzbehörde«  mit  den Beschwer-
den zu beschäftigen hatte: Man bat dort um die
Zurückweisung der Einsprüche.

Ganz so leicht wollte es sich die Landesver-
waltung in Kiel nicht machen. Das MELF rügte
am 3. Dezember 1952 schriftlich die Husumer
Kreiswaltung:  »Den  örtlichen  Gegebenheiten
entsprechend  wäre  es  zweckmässig  gewesen,
die Anordnung klarer und zwar so zu fassen,
daß den Eigentümern im einzelnen keine Zwei-
fel  darüber kommen dürften,  was erlaubt ist
oder nicht erlaubt ist. Die vom Senatssyndikus
a.D. Dr. Kies[s]elbach […] aufgeworfenen Fra-
gen sind deswegen nicht unberechtigt.«

Die  Landesnaturschutzbehörde  legte  der
hiesigen Verwaltung nahe, mit den Beschwer-
deführern eine Zusammenkunft zu vereinbaren



und die strittigen Fragen ausführlich zu erör-
tern. Die Eigentümer sollten nach Möglichkeit
–  unter  dem  Hinweis,  dass  ihnen  die  wirt-
schaftliche Nutzung ihrer Ländereien erhalten
bleibe – zu einer Rücknahme ihrer Einsprüche
veranlasst werden.

Das eingeforderte Treffen fand am 27. März
1953 im Café »Schobüller Berg« statt. 18 Am 17.
Juli  1953 teilte die Husumer Kreisverwaltung
der  vorgesetzten  Behörde  in  Kiel  mit,  dass
acht beschwerdeführende Landbesitzer und Dr.
Kiesselbach der Einladung gefolgt seien. 19 Die
Grundeigentümer
hätten den Ände-
rungen  im  ge-
planten  Verord-
nungstext  zuge-
stimmt.  Dr.  Kies-
selbach habe sich
enthalten.

Daraufhin  ge-
nehmigte  das
schleswig-hol-
steinische  Minis-
terium für Ernäh-
rung,  Landwirt-
schaft  und  Fors-
ten am 29.  März
1954  den  neuen
Entwurf.  Am  18.
Oktober  1954 wurde  die  »Verordnung  zum
Schutze  eines  Landschaftsteils  im  Landkreis
Husum« aufgestellt.
18 Eingeladen wurden vom Kreisordnungsamt folgende Vertre-

ter des öffentlichen Lebens: Bürgermeister Martensen, Scho-
büll;  Amtmann  Christiansen,  Hattstedt;  Kreisrat  Boysen,
Langenhorn;  Architekt  Feddersen,  Husum (beauftragt  mit
der  Aufstellung eines  Bebauungsplans  für  Schobüll),  Nis-
senhaus-Leiter  Dr.  Wohlenberg,  Husum; Kreisnaturschutz-
beauftragter Wolf, Bredstedt; Bürgermeister Dr. Fiedler, Hu-
sum.

19 Folgende  Beschwerdeführer  waren  erschienen:  Dr.  Arnold
Kiesselbach, Hans P. Hansen, Johannes Petersen, Sax Fr. Sa-
xen, Thomas Lüth, Julius Johannsen, Hans Süncksen. Fried-
rich Albertsen, alle Schobüll; Hans P. Hansen, Halebüll. Die
Schreibweise der Namen variiert teilweise auf dem Schrei-
ben der Beschwerdeführer vom 22.02.1952 und dem Bericht
der Kreisverwaltung vom 17.07.1953 an das MELF.

Worin  unterscheidet  sich  nun  die  »Anord-
nung zur einstweiligen Sicherstellung« von der
endgültigen  Landschaftsschutzverordnung?
Nach wie vor waren Änderungen untersagt, die
»das  Landschaftsbild  oder  die  Natur  entstel-
len«  könnten.  Allerdings  wurde  nun  speziell
auf  Bauvorhaben eingegangen:  »Insbesondere
ist die  Genehmigung erforderlich […] bei  der
Anlage von Bauwerken aller Art mit Ausnahme
von solchen, die auf Grund von Bauvorschrif-
ten ohnehin genehmigungspflichtig sind […].«
Weiter  heißt  es: »Unberührt  bleiben  […]  die

wirtschaftliche
Nutzung  oder
pflegliche  Maß-
nahmen,  sofern
sie  dem  Zwecke
der  Verordnung
nicht  widerspre-
chen.«  Allerdings
fußte  die  Verord-
nung  nach  wie
vor  auf  dem
Reichsnatur-
schutzgesetz. 20

Sollte  es  das
Ziel  des  Land-
schaftsschutzge-
bietes gewesen
sein,  die  Natur

rund um den Schobüller Berg gegen den sich
entwickelnden  Bauboom in  den Ortsteilen  zu
bewahren,  muss  diese  Absicht  wohl  als  ge-
scheitert angesehen werden. Das heikle Thema
„Bebauung“  soll  hier  nicht  näher  behandelt
werden; in der Schobüller Chronik wurde aus-
führlich darüber berichtet. 21 

20 Auf  § 5  und  § 19  RNG,  ferner  auf  der  »Verordnung  zur
Durchführung  des  Reichnaturschutzgesetzes« in  der  Fas-
sung von 1938 sowie Artikel 129 Abs. 2 und 4 des Grundge-
setzes.

21 Auf S. 138 ff. haben Dietrich Storm, Klaus Ossig und Erich
Puls die bauliche Entwicklung in Wort und Bild umfassend
dokumentiert. Storm, ehemaliger Bauamtsleiter des Kreises
Nordfriesland, beschreibt die Geschichte der regen Bautätig-
keit ab den 1950er Jahren differenziert und auch kritisch.

Auch ein Landschaftsschutzgebiet gibt es nicht umsonst.
 (KANF)



Folglich  behandelte  die  neue  »Kreisverord-
nung  zum  Schutze  eines  Landschaftsteils  in
den Gemeinden Schobüll, Hattstedt und Wob-
benbüll, Kreis Nordfriesland« vom 27. Septem-
ber 1983, die den Platz der alten Regelung ein-
nahm, eine wesentliche Änderung. Inzwischen
geschlossen bebaute Flächen wurden aus dem
Landschaftsschutzgebiet herausgenommen. 

Wörtlich heißt  es in der Verordnung:  »Von
der  Unterschutzstellung  ausgenommen  sind
die im Zusammenhang bebauten Ortsteile und
die  zum  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  dieser
Verordnung  durch  rechtsverbindliche  Bebau-
ungspläne  […]  ausgewiesenen  Baugebiete.«
Entsprechend  verkleinerte  sich  das  Schutzge-
biet von ursprünglich rund 665 Hektar auf ca.
500 Hektar 22, also auf rund 75 Prozent der ur-
sprünglichen Größe. 

Als Rechtsgrundlage für die neue Schutzver-
ordnung  diente  das  schleswig-holsteinische
»Gesetz zur Anpassung des Landschaftspflege-
gesetzes und anderer Rechtsvorschriften«  von
1982. 23 Das Reichnaturschutzgesetz hatte in-
zwischen ausgedient. 24

22 § 2 Abs. 3 lautet: »[…] Die Grenzen des Landschaftsschutz-
gebietes […] werden wie folgt umschrieben: Im Süden wird
die Grenze gebildet durch das Nordufer des Porrenkoogsiel-
zuges zwischen der Kreuzung mit der Landesstraße 30 und
der seeseitigen Kante der Krone des Landeschutzdeiches. Die
Westgrenze wird gebildet durch die seeseitige Kante des Lan-
deschutzdeiches,  die  Mitteltidehochwasserlinie  und  durch
die seeseitige Kante des geplanten Landesschutzdeiches vor
Schobüll  mit  seinem  Schnittpunkt  mit  dem  Nordstrander
Damm (Geestanschluß). Die Nordseite wird gebildet durch
die  Südseite  der  Landesstraße 30  bis  zum Abzweiger  der
Kreisstraße 81; von dort verläuft die Grenze jeweils auf der
Südseite  der  Gemeindewege  über  Wittland  und Hattstedt-
Feld bis zum Schnittpunkt mit der ›Alten Landstraße‹ (Hu-
sum-Hattstedt)  in  östlicher  Richtung.  Die  Ostgrenze  wird
durch die Westseite der ›Alten Landstraße‹ gebildet.«

23 § 17  LpflegAnpG  –  »Landschaftsschutzgebiete (zu  § 15
Bundesnaturschutzgesetz)« – lautet:  »(1) Gebiete, in denen
ein besonderer Schutz von Natur und Landschaft 1. zur Er-
haltung oder Wiederherstellung der Leistungsfähigkeit des
Naturhaushalts oder der Nutzbarkeit der Naturgüter, 2. we-
gen der Vielfalt, Eigenart oder Schönheit des Landschaftsbil-
des oder 3. wegen ihrer besonderen Bedeutung für die Erho-
lung erforderlich sind, können durch Verordnung der unteren
Landschaftspflegebehörde zu Landschaftsschutzgebieten er-
klärt werden. [...]«

24 Das RNG war 1958 vom Bundesverfassungsgericht lt. Wiki-

Schon  am  9.  Dezember  1983  beantragte
Hattstedts  Amtsvorsteher  Max  Jensen  beim
Kreis  Nordfriesland  die  Erweiterung  des
Landschaftsschutzgebiets. Die gerade in Kraft
gesetzte  Verordnung  decke  zu  wenig  schüt-
zenswerte Landschaftsteile ab.

Am 7.  Januar 1988 weitete  die  nordfriesi-
sche Untere Landschaftspflegebehörde das ge-
schützte Gebiet aus. 25 Seitdem sind  das Land
rund um den Ortsteil Lund, der unbebaute öst-
liche Teil  des Wobbenbüller Schachts und die
Gemarkung nördlich des Wittlands mit einbe-
zogen. 26

Der Kreis Nordfriesland wies jetzt rund 585
Hektar  Fläche als  Schutzgebiet  aus.  Dagegen
dokumentierte  das  »Bundesamt  für  Natur-

pedia mit der Begründung verworfen worden, dass das Ge-
setz über die Kompetenz des Bundes zur Rahmengesetzge-
bung hinausgehen würde. Es handle sich um fortgeltendes
Landesrecht, das auch der jeweilige Landesgesetzgeber mo-
difizieren könne.   Die Regelungen des RNG aber hätten  in
der BRD und der DDR teilweise bis in die 1970er Jahre hin-
ein Bestand gehabt.

25 Der Titel der Verordnung lautet: »I. Kreisverordnung zur Än-
derung  der  Kreisverordnung  zum  Schutze  eines  Land-
schaftsteiles  in  den  Gemeinden  Schobüll,  Hattstedt  und
Wobbenbüll vom 27.9.83«.

26 § 2 Abs. 3 lautet nun:  »[…] Die Grenzen […] werden wie
folgt umschrieben: Im Süden wird die Grenze gebildet durch
das Nordufer des Porrenkoogsielzuges zwischen der Bundes-
bahnstrecke Hamburg-Westerland und der seeseitigen Kante
der Krone des Landesschutzdeiches. Die Westgrenze wird ge-
bildet durch die seeseitige Kante des Landesschutzdeiches,
die Mitteltidehochwasserlinie und durch die seeseitige Kante
des geplanten Landesschutzdeiches vor Schobüll bis zu sei-
nem Schnittpunkt mit dem Nordstrander Damm (Geestan-
schluß). Die Nordgrenze wird gebildet durch die Südseite der
Landesstraße 30  bis  zum  Abzweiger  der  Kreisstraße 81.
Von dort verläuft die Grenze auf der Südseite des Süderwe-
ges, dann an der östlichen Grundstücksgrenze der Häuser
im Borger  Weg nach Norden bis zum Mühlenweg.  An der
südlichen  Seite  des  Mühlenweges  verläuft  die  Grenze  bis
Wittland,  ausgenommen  ist  das  Flurstück 98  der  Flur 6
Gemarkung Hattstedt. Die Grenze läuft östlich von Wittland
weiter in Richtung Süden und anschl. südlich des Gemein-
deweges Hattstedtfeld bis zum Schnittpunkt mit der alten
Landstraße  (Husum-Hattstedt).  Die  Ostgrenze  wird  durch
die Westseite der alten Landstraße bis zum Verbindungsweg
zwischen der alten Landstraße und Hockensbüllfeld  gebil-
det. Von dort läuft die Grenze ostwärts auf der Südseite des
Verbindungsweges  bis  zur  Bundesbahnstrecke  Hamburg-
Westerland  und dann westlich der  Bundesbahnstrecke  bis
zum Ausgangspunkt.«



Ein  Ausschnitt  aus
dem  »Plan  von  der
Fläche,  die  von  der
Gemeinde  Schobüll
für  den  Jähde  Hain
demnächst  zur  Verfü-
gung  gestellt  wird«:
1899 erwarb der  Hu-
sumer Magistrat eine
rund  1,2  Hektar  gro-
ße  Parzelle  auf  dem
Schobüller  Berg (heu-
te  steht  dort  der
»Behnke-Stein«)  mit
der  ursprünglichen
Absicht,  einen  »Bis-
marckturm« zu bauen.
1911 wurde als neuer
Eigentümer  der  Par-
zelle  »Langhöft«  der
»Heidekulturverein für
Schleswig-Holstein« in
das Grundbuch einge-
tragen,  der  mit  der

großflächigen  Aufforstung  des  Schobüller
Bergs begann.  (KANF)

schutz« »nur« 531 Hektar. 27 
Die bisher letzte Änderung der Landschafts-

schutzverordnung  (Stand:  November  2015)
stammt vom 25. Februar 2010. 28 Unter ande-
rem wurde die Vorschrift gestrichen, »dass die
Errichtung  oder  wesentliche  Änderung  von
Plätzen  aller  Art,  wie  Flug-,  Lager-,  Stell-,
Sport-,  Zelt-  und  Campingplätzen« genehmi-
gungspflichtig sei. Die Rechtsgrundlage ergab
sich  nun  aus  dem  schleswig-holsteinischen
»Gesetz zum Schutz der Natur« von 2007 (in
der Fassung von 2008). 29

Der Vollständigkeit halber soll eine weitere
Schutzverordnung genannt werden. Am 12. Fe-
bruar  1974 erklärte  das  Land Schleswig-Hol-
stein den rund 42,2 Hektar  großen Wald auf
dem Schobüller Berg ganz offiziell zum »Erho-
lungswald«. 30
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